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Die sozialen Konsequenzen der
Restitution von Grundeigentum in
Deutschland und Polen*
Der Artikel vergleicht die Restitution von Immobilieneigentum in Polen und Deutschland. In Polen gibt es
bisher keine gesetzliche Regelung, aber über Verwaltungsentscheidungen wird dennoch Privateigentum
restituiert; in Deutschland ist der Restitutionsprozess weitgehend abgeschlossen. Die Analyse geht der
Frage nach, ob die moralisch und funktional begründete Privatisierung ihre vorgegebenen Ziele erreicht
hat. Die Privatisierung von Häusern und Grundstücken greift in einen sensiblen, mit persönlichen
Emotionen verquickten Bereich der Sozialordnung ein, so dass die doppelte Zielsetzung der Restitution,
sowohl historische Gerechtigkeit als auch kapitalistische Marktverhältnisse herzustellen, besonderen
Schwierigkeiten begegnet. Die Analyse der sozialen und ökonomischen Konsequenzen der sehr unter-
schiedlich gestalteten Prozesse zeigt, dass in beiden Gesellschaften das anspruchsvolle Ziel einer
Herstellung historischer Gerechtigkeit nicht ohne die Entstehung neuer sozialer Ungleichheiten und
Ungerechtigkeiten umgesetzt werden konnte. An den Beispielen Prenzlauer Berg und Kleinmachnow in
der Region Berlin werden große Unterschiede in der Akzeptanz der Rückgabe durch die Betroffenen deut-
lich.

1. Einleitung

Die Herstellung einer privaten Eigentums-
struktur bildet den institutionellen Kern der
Transformation von staatskommunistischen
Gesellschaften in eine marktwirtschaftliche
Ordnung. Einer der Wege der Privatisierung
ist die Restitution von Privateigentum, also
die Wiedereinsetzung von früheren Eigentü-
mern, die unrechtmäßig ihre Eigentumsrech-
te verloren batten. Polen und Deutschland
stellen im Kontext der Transformationslän-
der zwei extreme Fälle dar. Während in den
neuen Bundesländern der Restitutionspro-
zess weitgehend abgeschlossen ist, gibt es in
Polen bis heute keine gesetzliche Regelung
dazu, obwohl seit über einem Jahrzehnt darü-
ber in der politischen Öffentlichkeit debat-
tiert wird. Die unterschiedlichen Folgen die-
ses so unterschiedlichen Umgangs mit dem
historischen Erbe erzwungener Eigentums-

wechsel in verschiedenen politischen Sys-
teme wollen wir im Folgenden analysieren.

Die Fragestellung ergibt sich aus konfl
gierenden Zielen, die mit der Restitution von
Privateigentum verbunden sind. Diese wird
nämlich durch moralische und funktionale
Ziele begründet (Bönker/Offe 1994).

Die moralische Begründung der Restitu-
tion hat zum Ziel, historische Ungerechtig-
keiten „wieder gut" zu machen, also durch
die Rückgabe enteigneter Vermögenswerte
den früheren Eigentümern Gerechtigkeit wi-
derfahren zu lassen. Dieser schlichte Impuls
löst allerdings einige grundlegende Probleme
aus, denn für die praktische Umsetzung des
Gerechtigkeitspostulats stellen sich Fragen,
die sehr unterschiedlich beantwortet werden
können: Welches Unrecht soll wieder gutge-
macht werden? Wofür fühlt sich die heutige
Gesellschaft verantwortlich? In welcher Zeit
soll das Unrecht geschehen sein, das wieder
gutgemacht werden kann? Wie lange darf es
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zurückliegen? Mit welchen Mitteln soll das
Unrecht wieder gutgemacht werden? Soll ei-
ne Natural-Restitution vorgenommen werden
oder eine Entschädigung gezahlt werden?
Wer soll berechtigt sein, einen Antrag auf
Wiedergutmachung zu stellen? Gibt es Aus-
schlüsse, d.h. gibt es auch Unrechtsfälle, bei
denen die Betroffenen keinen Antrag stellen
können? Diese Fragen zeigen, dass Gerech-
tigkeit eine soziale und politische Konstruk-
tion in einem komplexen gesellschaftlichen
Umfeld darstellt und es nahezu unmöglich
erscheint, diese konfliktfrei und ohne Un-
schärfen zu lösen. Die Wiedergutmachung
findet unter neuen gesellschaftlichen Bedin-
gungen statt und sowohl historisches Unrecht
als auch Gerechtigkeit müssen unter den heu-
tigen Bedingungen (neu) definiert und ausge-
handelt werden.

Die funktionale Begründung fill. die Resti-
tution deckt sich mit den Begründungen, die
für Privatisierung von staatlichem Vermögen
allgemein gegeben werden. 1m Zusammen-
hang mit Grundeigentum und Wohnungswe-
sen lautet sie, dass Investitionen und Vertei-
lungsfragen einer marktwirtschaftlichen
Steuerung, d.h. einer strikten Dezentralisie-
rung überlassen werden sollen. Im Fall
Deutschland sollte für Stadtentwicklung und
Wohnungsversorgung durch die Restitution
privates Kapital stimuliert und eine vorsozia-
listische, kleinparzellige Eigentümerstruktur
in den Städten wieder hergestellt werden
(Dieser 1997; Häußermann 1996). Auch hier
stellen sich vor der Umsetzung einige grund-
legende Fragen: Auf welchem Wege ist eine
effiziente Eigentumsordnung am besten her-
stellbar? Welche Eigentümerstruktur soll
wieder hergestellt werden? Kann unter den
veränderten Verhältnissen nach über vier
Jahrzehnten von einer strikten Wiederher-
stellung ausgegangen werden? Kommt es zu
einem Konflikt mit den moralischen Aspek-
ten der Transformation?

Diese Fragen verdeutlichen, dass es sich
auch bei dem zweiten formulierten Ziel der
Restitution (Umbau vom Staat zum Markt),
nicht um eine „neutrale" Privatisierung han-
delt, sondern dass die Restitution einen sozial
selektiven Transmissionsriemen zwischen
„alter" und „neuer" Eigentumsordnung dar-
stellt, der unintendierte negative soziale Fol-

gen haben kann. Die Ziele Gerechtigkeit und
Privatisierung können in Konflikt miteinan-
der geraten. Eine besondere Schwierigkeit
von Restitutionsregelungen besteht also da-
rin, die moralischen mit den funktionalen
Zielen möglichst harmonisch zu vereinbaren.

Das moralische Ziel ,Gerechtigkeit" wird
mit dem Sozialstaatsprinzip und dem Gleich-
heitsgrundsatz rechtlich begründet: Übermä-
ßige soziale Härten der Vergangenheit sollen
ausgeglichen und neue vermieden werden,
und die zur Restitution berechtigten Gruppen
sollen keine ungleiche Behandlung erfahren
(Mohlek 1997: 328ff.; Brunner 1998). Das
funktionale Ziel kann aber mit dem Gerech-
tigkeitsanspruch kollidieren, indem bspw.
neue soziale Härten für die Bewohner der re-
privatisierten Hauser entstehen, oder wenn
die Anspruchsteller ungleich behandelt wer-
den, weil auf einem regulierten Markt nicht
sämtliche Immobilien privatisiert werden
sollen und weil möglicherweise Ausschluss-
gründe die Restitution verhindern.

Eine Hauptfrage unserer Untersuchung ist
es daher, zu klären, inwieweit sich in einer
Restitutionsregelung die moralische mit der
funktionalen Zielsetzung vereinbaren lassen.
Die Restitution fart, wie wir zeigen werden,
trotz sehr unterschiedlicher Problemlagen
und Lösungsstrategien in beiden Ländern zu
neuen Ungerechtigkeiten und Ungleichhei-
ten. In Ostdeutschland ist — 10 Jahre nach
Beginn des Restitutionsverfahrens — das
funktionale Ziel weitgehend erreicht, und mit
der Restitution an die Verfolgten des Dritten
Reichs sind wichtige moralische Zielsetzun-
gen verwirklicht worden. Bei der Revision
der sozialistischen Enteignungen ist es je-
doch zu neuen sozialen Härten und Unge-
rechtigkeiten gekommen. Ganz anderer Art
sind die Wirkungen der Restitution in Polen,
wo die bisherige „Untätigkeitslösung" einer-
seits statushohe Gruppen als Anspruchsteller
begünstigt und andererseits das Unrecht ge-
genüber jüdischen Alteigentümern bisher na-
hezu völlig ausblendet. Die Effekte der
Privatisierung durch die Restitution sind in
Polen relativ gering, sie haben teilweise aber
einen akzelerierenden Einfluss auf die
Stadterneuerung.

Wir werden uns im Folgenden ausschließ-
lich mit der Rückgabe von Grundstücken und534
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Häusern im städtischen Kontext beschäfti-
gen.' Zuerst werden die Regelungen der
Restitution in Ostdeutschland und Polen dar-
gestellt, deren grundlegende Unterschiede
mit den unterschiedlichen Pfaden der Trans-
formation in den beiden Ländern erklärt wer-
den können. Dann beschreiben wir die sozia-
len Konsequenzen der Restitution und zei-
gen, welche neuen Ungleichheiten und Un-
gerechtigkeiten die Umsetzung der Restituti-
on produziert. Abschließend diskutieren wir
die Konflikte, die sich bei der Restitution
durch die doppelte — moralische und funk-
tionale — Zielsetzung ergeben.

2. Die Restitutionsregelungen in
Ostdeutschland und Polen

Mittlerweile haben fast alle Staaten in
Ostmitteleuropa die Restitution geregelt, wo-
bei die Schnelligkeit des Verfahrens und das
Ausmaß des von der Restitution erfassten
Vermögens variiert (Blacksell/Born 1999).
Betrachtet man die einzelnen Transforma-
tionsländer, so sind zwei sehr unterschiedli-
che Formen und Verläufe der Restitution zu
benennen: Ostdeutschland und Polen. Wäh-
rend in Ostdeutschland bereits 1990 mit dem
Vermögensgesetz die gesetzlichen Grundla-
gen der Restitution festgelegt, seitdem kaum
verändert wurden und die Restitution gegen-
wärtig zu 94% abgeschlossen ist (BARoV
2001), haben sich die politischen Parteien in
Polen bis zum heutigen Zeitpunkt nicht auf
eine umfassende gesetzliche Regelung eini-
gen können. Die Restitution in Polen findet
gegenwärtig durch verwaltungsgerichtliche
Entscheidung statt. Der Grund für diesen un-
terschiedlichen Umgang mit der Restitution
sind die Pfadabhängigkeiten der Transforma-
tion in den beiden Ländern.

2.1 Die Regelungen in Ostdeutschland:
„Rückgabe vor Entschädigung"2

Das Gesetz zur Regelung der sogenannten
„offenen Vermögensfragen", das die Restitu-
tion in Deutschland regelt, wurde noch von
der Volkskammer der DDR vor dem Vereini-

gungstag verabschiedet. Bei dem Vermö-
gensgesetz handelt es sich explizit um ein
„Wiedergutmachungsrecht" (Bertrams 1994),
das „teilungsspezifisches und verfolgungsbe-
dingtes Unrecht" beseitigen soll, indem es
diskriminierende Regelungen rückgängig
macht, denen privates Eigentum in der ehe-
maligen DDR und im Nationalsozialismus
unterworfen war (Mielke 1994). Hier wurde
das Prinzip der Naturalrestitution, also das
Prinzip der Rückgabe vor einer Entschädi-
gung, festgeschrieben. Es wird restituiert,
wenn Vermögenswerte ohne Entschädigung
in Volkseigentum oder in staatliche Verwal-
tung während DDR-Zeiten übernommen
wurden oder wenn diese durch unlautere
Machenschaften dem Eigentümer entzogen
wurden. Zusätzlich gilt das Vermögensgesetz
auch für „verfolgungsbedingtes Unrecht" in
der Zeit zwischen 1933 und 1945, in der Ver-
folgten des nationalsozialistischen Regimes
aufgrund rassischer, politischer und ideo-
logischer Gründe Eigentum entzogen wurde
(Fieberg/Reichenbach 1995). Die westlichen
Alliierten drängten darauf, dass die gleichen
Regelungen, die auf ihren Einfluss hin in der
Gründungsphase der westlichen Bundesrepu-
blik Geltung erlangt hatten, nun auch im
Ostteil Deutschlands angewandt werden. In
der DDR hatte — im Gegensatz zur BRD —
nach dem zweiten Weltkrieg keine Rückgabe
des von den Nationalsozialisten geraubten
Vermögens stattgefunden (Schwarz 1974)
und es bestand keine Möglichkeit für die ent-
eigneten jüdischen Eigentümer, ihr altes Ver-
mögen wiederzuerlangen, auch Entschädi-
gungen waren nicht gezahlt worden.

Nicht restituiert wird hingegen, wenn dies
von der Natur der Sache her nicht mehr mög-
lich ist oder wenn die Immobilien mittlerwei-
le im öffentlichen Interesse anderweitig ge-
nutzt werden. Außerdem sind Enteignungen,
die auf besatzungsrechtliche Erlasse der sow-
jetischen Militäradministration zwischen
1945 und 1949 zurückgehen, von der Resti-
tution ausgeschlossen. Diese besondere Re-
gelung wurde noch in den ersten zwischen-
staatlichen Vereinbarungen und den „Zwei-
Plus-Vier-Verträgen" zwischen der BRD, der
DDR und den Alliierten festgeschrieben
(Kimme 1995). Eine weitere entscheidende
Regelung traf der Gesetzgeber im Vermö- 535
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gensgesetz mit dem Ausschluss der Rückga-
be durch den „redlichen Erwerb". Eine Resti-
tution erfolgt demnach nicht, wenn der heuti-
ge Eigentümer das Grundstück in „redlicher
Weise" — also ohne unlautere Machenschaf-
ten, politische Korruption oder Machtmiss-
brauch — zwischen dem 8.5.1945 und dem
18.10.1989 erworben hat. In den Begriff des
redlichen Erwerbs sind auch solche Erwerber
eingeschlossen, die nach den „Modrow-Ge-
setzen" — ein nach dem letzten Ministerpräsi-
denten der DDR benanntes Privatisierungs-
und Verkaufsgesetz über volkseigene Grund-
stücke — zwischen November 1989 und dem
30.6.1990 das Eigentum an einem Haus er-
worben haben (Holzinger 1995). Dieser Aus-
schluss ist möglich geworden, weil es bei der
Restitution in der Rechtssprechung nicht um
eine Prinzipienfrage geht, denn die Restitu-
tionsregelungen werden nicht auf Artikel 14
des Grundgesetzes (Eigentumsgarantie) ge-
stützt, sondern sie werden aus Artikel 135a
Absatz 2 (schuldrechtliche Ansprüche im
Rahmen des Rechts- und Sozialstaatsprin-
zips) hergeleitet. Daraus ergibt sich, dass der
Gesetzgeber „abwägen" kann. Im Fall des
redlichen Erwerbs werden die Bestands-
schutzinteressen höher als die Rückgabe des
Vermögenswertes bewertet (ebd.). Mit der
Novellierung des Vermögensgesetzes 1992
wurde festgelegt, dass ebenfalls nicht restitu-
iert wird, wenn es einen potenziellen Investor
gibt, der für ein bestimmtes Grundstück die
Schaffung von Arbeitsplätzen mit seiner
Investition verspricht oder die Schaffung von
neuem Wohnraum. In einem solchen Fall
wurde nach dem Investitionsvorranggesetz,
wenn der Restitutions-Antragsteller nicht ein
vergleichbares Konzept vorlegen konnte, der
Restitutionsanspruch außer Kraft gesetzt und
der Antragsteller zum Verkehrswert entschä-
digt (Köhler-Apel/Bodenstab 1995).

Das Verfahren der Restitution verlief so,
dass alle Anmelder von Restitutionsansprü-
chen ihre Ansprüche in den Ämtern zur Re-
gelung offener Vermögensfragen einreichen
mussten. Anträge auf Restitution konnten nur
bis Ende 1992 gestellt werden, allerdings ist
die Ausschlussfrist inzwischen Far jüdische
Antragsteller ganz aufgehoben worden, weil
sich gezeigt hat, dass die Ermittlungen der
früheren Eigentümer oft sehr umfangreiche

historische Recherchen voraussetzen und
dass die Antragsteller, die den Antrag unter-
zeichnen müssen, nur schwer aufzufinden
und zu einer gemeinsamen Aktion zu bewe-
gen sind. Erbengemeinschaften sind häufig
über den ganzen Globus verstreut. Ganze
Familien sind von den Nationalsozialisten
vernichtet worden. Für diese Vermögenswer-
te stellt die Jewish Claims Conference
against Germany (JCC) die Anträge auf
Restitution bei den zuständigen Ämtern.

2.2 Die Regelungen in Palen:
Die Untätigkeitslösung

In Polen gibt es bis heute kein umfassendes
Gesetz zur Restitution — trotz der zahlreichen
Versuche in der Vergangenheit, eine entspre-
chende Regelung zu finden (Mohlek 1997;
Wyrzykowski 1996). In Polen gibt es nur ei-
ne Reihe von Teilentscheidungen. So wurde
bereits im Mai 1989 als erste Regelung der
Reprivatisierung die Rückgabe der Immo-
bilien an die katholische Kirche beschlossen.
Im Jahre 1990 folgte eine Verordnung, nach
der die gesellschaftlichen Organisationen
(Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände) ih-
ren Grundbesitz zurückbekamen. 1991 wur-
den die Enteignungen von Personen rückgän-
gig gemacht, die flir die Unabhängigkeit des
Staates am Ende des Zweiten Weltkriegs ge-
kämpft hatten und daher von der Besatzungs-
macht u.a. mit Eigentumsentzug bestraft
worden waren (Skapska/Kadylo 2000). Da-
neben basiert die Restitution in Polen im
Wesentlichen auf der Grundlage verwal-
tungsrechtlicher Entscheidungen, die solche
Enteignungen rückgängig machen, bei denen
ein Formfehler vorlag. Es handelt sich hier-
bei urn eine Restitution nach Richterrecht,
ähnlich dem „case-law" in England. Dieser
„Königsweg der polnischen Reprivatisie-
rung" (Brunner 1998) geht davon aus, dass
ein Teil der von den Kommunen durchge-
führten Verstaatlichungsmaßnahmen rechts-
widrig gewesen sind — so schwerwiegend,
dass sie als nicht durchgeführt gelten. In dem
Gerichtsverfahren vor einem polnischen
Verwaltungsgericht muss der Anspruchsstel-
ler die „Nichtigkeit" einer Enteignung be-
weisen, um dann auf dem Wege des Zivil-536
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rechts die Herausgabe des Grundstücks oder
des Hauses zu erlangen (ebd.).

Obwohl bisher keine umfassende Rege-
lung gefunden werden konnte, scheint nach
den bisherigen Debatten sicher zu sein, dass
die Agrarreform der 50er Jahre unangetastet
bleibt, d.h. dass die große Zahl von Bauern
ihr Eigentum behalten kann. Festzustehen
scheint weiter, dass — wenn überhaupt — Res-
titution nur an Staatsbürger Polens vorge-
nommen wird, sodass auf jeden Fall die
Flüchtlinge und Vertriebenen mit deutscher
Staatsangehörigkeit ausgeschlossen bleiben.
Ein besonderes Problem stellen die „Volks-
deutschen" dar, also Polen, die freiwillig
oder unter Druck während der Nazizeit die
deutsche Staatsangehörigkeit angenommen
haben. Ein ähnliches Problem ergibt sich für
die Ukrainer, die aus dem Osten in den
Westteil Polens umgesiedelt warden sind.

2.3 Unterschiedliche
Transformationspfade

Der gesellschaftliche und politische Umgang
mit der Restitution in Ostdeutschland und
Polen könnte kaum unterschiedlicher sein:
auf der einen Seite ein von Anfang an straffes
Gesetzeswerk, auf der anderen Seite eine bis
heute lückenhafte Regelung.

Die schnelle und umfassende Regelung
der Restitution in Ostdeutschland, auch ge-
gen die Kritik sämtlicher ostdeutschen Par-
teien zur Zeit der Wende (Dahn 1995), ist
kennzeichnend für den gesamten Transfor-
mationsprozess in Ostdeutschland als eines
„holistischen" Reformprojekts, das weitge-
hend von außen gesteuert wurde (Offe 1994;
Wiesenthal 1995). Der „Regimekollaps" und
das abrupte Staatsende der DDR führten da-
zu, dass die politischen Akteure des alten
Regimes kaum an der Ausarbeitung der
Restitutionsgesetzgebung beteiligt waren.
Die dominanten ostdeutschen Akteure litten
unter einem Legitimationsdefizit sowohl in
der DDR als auch in der BRD. Nach dem
vollständigen Zusammenbruch der DDR und
dem darauf folgenden Beitritt zur BRD
konnten vor allem westdeutsche Akteure ihre
Interessen in die Gesetzgebung — als Vorbe-
dingung für den Beitritt der DDR zur Bun-

desrepublik Deutschland — einbringen. Der
vollständigen Übertragung von Institutionen
im „blueprint"-Verfahren (Wollmann 1997),
wozu auch die eigentumsrechtlichen Institu-
tionen gehörten, standen kaum gewichtige
Akteure aus der ehemaligen DDR entgegen.
Zusätzlich hatte sich sowohl in West- als
auch in Ostdeutschland ein gesellschaftlicher
Konsens herausgebildet, der angesichts des
Verfalls weiter Teile der Bausubstanz und
der Wohnungen eine schnelle und effiziente
(Re-)Privatisierung des Wohnungsbestandes
befürwortete. Das Restitutionsgesetz wurde
noch vor der staatlichen Vereinigung von der
Volkskammer der DDR beschlossen.

Die fehlende Regelung in Polen hingegen
Ist paradigmatisch für den spezifischen polni-
schen Weg der Transformation. Der System-
wechsel Polens wurde an Runden Tischen
zwischen Opposition und Regierung ausge-
handelt, es fand kein abrupter Austausch von
politischen Eliten statt, sondern es bildeten
sich mehrere handlungsfähige Akteure, die
auf den Transfonnationsprozess Einfluss neh-
men konnten. Die Restitution musste damit
auch mit der alten kommunistischen Elite aus-
gehandelt werden, wobei der kleinste gemein-
same Nenner die Wiedereinsetzung des „ge-
sellschaftlichen Kerns" (Kirche, gesellschaft-
liche Organisationen usw.) in Form der Rück-
gabe von Grundeigentum gewesen zu sein
scheint. Eine strikt antikommunistische Stoß-
richtung der Restitutionsregelungen schied
aus. Eine umfassende Regelung der Restitu-
tion in Polen wurde und wird bis heute durch
einen fehlenden Konsens unterschiedlicher
politischer und sozialer Akteure verhindert
und ist paradigmatisch für den „ausgehandel-
ten Systemwechsel". Einen zweiten Grund,
weshalb man sich bis heute nicht einigen
konnte, stellt die kriegsbedingte Westver-
schiebung des polnischen Staatsterritoriums
dar. Viele Restitutionsansprüche würden sich
dadurch auf Regionen beziehen, die nicht
mehr Teil des polnischen Staatsgebietes sind.
Aufgrund des geringen Umfangs von Nationa-
lisierungen kommt der Restitution in Polen al-
lerdings auch nicht die gesellschaftspolitische
Relevanz zu, die sie in anderen postkommuni-
stischen Ländern hat. Während beispielsweise
in der Tschechoslowakei und der DDR die
Verstaatlichung und Nationalisierung von 537
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Grund und Boden einen wesentlichen Be-
standteil der kommunistischen Wirtschafts-
und Gesellschaftspolitik darstellte, fanden in
Polen — außer in stark vom Krieg zerstörten
Städten, wie Warschau — im Bereich des
Grund- und Gebäudeeigentums nur relativ
wenige Enteignungen und Verstaatlichungen
statt. Seit den 70er Jahren wurde in Polen au-
ßerdem die in vielen sozialistischen Ländern
begonnene Liberalisierung und Privatisierung
im Wohnungswesen besonders vehement vor-
angetrieben (Muziol-Weclawowicz 1995;
Hegediis/Tosics 1992; Wielgohs 1995).

3. Die öffentlichen Konflikte um
Restitution

Die Restitution hat sowohl in Polen als auch
in Ostdeutschland für sozialen und politi-
schen Konfliktstoff gesorgt. Die öffentlichen
Konflikte und Debatten bewegten sich in
Ostdeutschland um die mit dem Vermögens-
gesetz festgelegten Regelungen und die da-
mit verbundenen — befürchteten und einge-
tretenen — Konsequenzen. Dagegen wurde
und wird in Polen noch grundsätzlich darü-
ber gestritten, ob Eigentum umfassend resti-
tuiert werden und wie die Leitlinien eines
Restitutionsgesetzes aussehen sollen.

3.1 Die „zweite Enteignung" der
Ostdeutschen

Die öffentlich ausgetragenen Konflikte um die
Restitution in Ostdeutschland konzentrierten
sich auf zwei Punkte. Einerseits wurde die
Moralität und Gerechtigkeit der Restitution
grundlegend in Frage gestellt, andererseits
wurde die Restitution in Bezug auf die Stadt-
entwicklung und Wohnungsversorgung als
dysfunktional kritisiert. Die Legitimation der
Restitutionsregelung wurde also hinsichtlich
beider Zielsetzungen, der funktionalen und
der moralischen, in Frage gestellt.

Bald nach Beginn der Implementierung des
Vermögensgesetzes wurde die Verdrängung
ostdeutscher Bewohner von ihren Grundstü-
cken und aus ihren Häusern durch die Altei-
gentümer zu einem öffentlichen Thema. Die-

ser „Kampf um Häuser und Grundstücke in
den neuen Bundesländern" (Dahn 1995) der
auch als „Bruderkonflikt" (taz) zwischen
West- und Ostdeutschen betitelt wurde, be-
stimmte in den ersten Jahren der Transforma-
tion die öffentliche Wahrnehmung der Resti-
tution in Ostdeutschland. Angesichts der teil-
weise heftigen Konflikte zwischen den (ost-
deutschen) Nutzern und den (westdeutschen)
Eigentümern stellte die Restitution offenbar
nicht, wie im Vermögensgesetz formuliert, ei-
ne allgemein anerkannte sozialverträgliche
Lösung dar, die die gemeinsame Rechtsord-
nung fördert. Diese auch als eine „zweite Ent-
eignung" (Liedtke 1993) der Ostdeutschen be-
zeichneten Folgen der Restitution stellten sich
vor allem in Ein- und Zweifarnilienhausge-
bieten ein. Wir gehen darauf später noch ge-
nauer ein.

Im Unterschied zu diesen stark moralisch
eingefärbten Debatten kreiste die Diskussion
urn die Folgen der Restitution in den inner-
städtischen Mietshausgebieten um andere
Probleme. Hier stand die Dysfunktionalität der
Restitutionsregelungen im Vordergrund, denn
entgegen des formulierten Anspruches —
durch die Dezentralisierung von Entschei-
dungsmacht an private Eigentümer eine
schnelle und effiziente Durchführung von
Wohnungsmodernisierung und Stadterneue-
rung einzuleiten — stellte sich, ausgelöst durch
die Verfügungssperre (nach einem Restitu-
tionsantrag) und die zeitliche Dauer der Kid-
rung der meisten Restitutionsansprüche, erst
einmal das Gegenteil ein: statt eines Investi-
tionsbooms entstand eine Investitionsblocka-
de. Der Widerspruch zwischen dem Ziel, die
Wohnbedingungen zu verbessern und der
Realität, wonach ungeklärte Eigentumsver-
hältnisse dies jahrelang verhinderten, wurde
zu einem öffentlichen Konflikt (Dieser 1997;
Reimann 1997).

3.2 Polen: Soil überhaupt restituiert wer-
den?

In der Debatte um Restitution in Polen stehen
hingegen grundsätzlichere Erwägungen,
nämlich ob privates Eigentum überhaupt res-
tituiert werden soll, im Vordergrund. Dabei
spielen ethische, legalistische, finanzielle538
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aber auch politisch-opportunistische Argu-
mente eine Rolle.

Die Befiirworter einer Restitution tragen
moralische Gerechtigkeitspostulate vor, in de-
nen sie betonen, dass alle Enteignungen, die
gegen geltende Gesetze vorgenommen wur-
den, rückgängig gemacht werden sollen, was,
wie bereits erwähnt, faktisch über individuelle
Verfahren an Verwaltungsgerichten geschieht.
Die eher pragmatischen Argumente gehen da-
hin, dass man der Europäischen Union nicht
beitreten könne, wenn es keine Restitutionsre-
gelung gäbe, und man solle eine solche Re-
gelung doch lieber selbst vornehmen, ehe sie
von außen aufgezwungen wird. Schließlich
wird auch in Polen funktional argumentiert:
nur durch die umfassende Wiedereinsetzung
früherer Eigentümer in ihre Eigentumsrechte
sei eine schnelle und effiziente Wiederbe-
lebung der privaten Wirtschaft zu erwarten.

Die Gegner einer Restitutionsregelung tra-
gen vor, dass der heutige polnische Staat kei-
ne Verantwortung dafür übernehmen könne,
was andere Staaten getan haben. Diese
„Schlussstrich"-Argumentation grenzt so-
wohl die Taten der Nationalsozialisten als
auch die der Kommunisten aus dem Bereich
der staatlichen Verantwortung Polens aus.
Gegen diese Haltung wird eingewendet,
dass, wenn keine Regelung erlassen würde,
eine Kontinuität des Unrechts zementiert und
in die neue Gesellschaft hineingetragen wer-
de. Gegen ein Restitutionsgesetz werden des
Weiteren die hohen Kosten angeführt, die
dem Staat entweder durch den Verlust der
Immobilien oder, im Falle einer Entschädi-
gungsregelung, durch die finanziellen Auf-
wendungen entstehen würden — alles Argu-
mente, die auch in Deutschland während der
Beratungen des Vermögensgesetzes vorge-
bracht worden waren.

In Hinblick auf die bereits existierenden
Regelungen hat in Polen die klare Begünsti-
gung der katholischen Kirche und der Ge-
werkschaften für Konflikte gesorgt. Auch
wenn die katholische Kirche und die Ge-
werkschaften wesentliche Kräfte im Reform-
prozess Polens waren, verletzt ihre Begünsti-
gung bei der Reprivatisierung zu stark das
Gleichheitsempfinden, urn auf allgemeines
und dauerhaftes Verständnis zu stoßen
(Skapska/Bryda/Kadylo 1999).

4. Die sozialen Folgen der
Restitution in Ostdeutschland3

Im Folgenden sollen der Umfang und die so-
zialen Konsequenzen der Restitution am Bei-
spiel von zwei Gebieten in der Region Berlin
dargestellt werden, die sich in ihrer Struktur
stark unterscheiden, und die beide in den öf-
fentlichen Diskussionen „Kristallisations-
punkte" darstellten. Einerseits betrachten wir
die Restitution in dem innerstädtischen
Gründerzeitquartier Prenzlauer Berg mit aus-
schließlich Mietwohnungsbestand, anderer-
seits in dem Wohngebiet Kleinmachnow mit
Ein- und Zweifamilienhäusern, das am süd-
westlichen Stadtrand von Berlin im
Bundesland Brandenburg liegt.

Die Restitutionsanträge sind im Bezirk
Prenzlauer Berg gegenwärtig zu 95%, in
Kleinmachnow zu 75% entschieden. In bei-
den Gebieten war die Zahl der gestellten
Ansprüche auf Restitution hoch, was sich vor
allein mit der (eigentums-)geschichtlichen
Entwicklung der beiden Gebiete vor und
nach 1945 erklären lässt. Die Konzentration
von Restitutionsansprüchen in den Innen-
städten und in suburbanen Gebieten ist ein
durchgängiges Muster in Ostdeutschland,
und in Grundzügen ist die im Folgenden
skizzierte Eigentumsgeschichte daher auch
paradigmatisch für die Restitution von
Wohnhäusern insgesamt.

4.1 Umfang und Struktur des
restituierten Vermögens

Im Gründerzeitgebiet Prenziauer Berg waren
fill- fast 90% aller Grundstücke Restitutions-
anträge gestellt worden. Diese hohe Antrags-
dichte resultierte einerseits aus dem hohen
Anteil jüdischer Grundeigentümer vor 1933,
andererseits aus der relativ hohen Zahl an
Grundstücken, die durch Eingriffe der DDR-
Stadtverwaltung für den Stadtumbau und den
Infrastrukturausbau verwendet worden wa-
ren bzw. werden sollten. Bei der Verstaatli-
chung der Mietshausbestände spielte auch
die freiwillige Aufgabe des Eigentums sowie
die Abgabe der Verfügungsrechte an die
Kommunale Wohnungsverwaltung (KWV) 539
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eine wichtige Rolle. Inzwischen sind etwa
60% des Altbaubestandes im Bezirk Prenz-
lauer Berg rückübertragen worden. Restitu-
tion stellt damit die dominante Privatisie-
rungsform im innerstädtischen Wohnungs-
wesen dar.

Tabelle 1: Anspruchsdichte und Rücktiber-
tragungsquote in Prenzlauer Berg und
Kleinmachnow (in Prozent aller Grundstücke
der Gebiete

Prenzlauer Berg Kleinmachnow
Angemeldete 90% 60%
Grundstücke
Rticktiber-
tragungen

60% 25-30%

Redlich erwor-
bene Grundstücke

2% 25-30%

Quelle: WIP 2000; Reimann 2000; ARoVPM
2000; GeWog 2000; LaKm 2000; MbKm 2000;
LDSB 1996; LARA 2000; eigene Berechnungen.

In dem suburbanen Gebiet Kleinmachnow
waren ca. zwei Drittel des gesamten Bestan-
des mit Restitutionsansprüchen belastet.
Kleinmachnow ist ein Ein- und Zweifami-
lienhausgebiet, das in günstiger Verkehrslage
zu Berlin liegt, und das überwiegend in der
Weimarer Republik sowie im Nationalsozia-
lismus far Bewohner mit höherem sozialen
Status gebaut worden ist. In solchen Orten
außerhalb von Berlin, die eine attraktive La-
ge (insbesondere an den vielen Seen) haben,
ist die Antragsdichte verhältnismäßig hoch.
Hier wohnten Bürger einer gehobenen Mit-
telschicht, und gerade die Angehörigen die-
ser Mittelschichten gehörten zu den Flücht-
lingen und Emigranten, die bei Ausreise oder
Flucht ihr Immobilieneigentum in der DDR
zurücklassen mussten. Bis zum jetzigen Zeit-
punkt sind in Kleinmachnow ca. 25% des ge-
samten Hausbestandes restituiert worden;
nach Abschluss des Restitutionsprozesses
werden es voraussichtlich 30% sein. Die nie-
drige Quote der tatsächlichen Rückübertra-
gungen ist durch die im Vermögensgesetz
festgelegte Anerkennung des „redlichen Er-
werbs" durch DDR-B Urger zustande gekom-
men (G lock/Keller 2001a).

4.2 Ökonomisierung der Stadtstruktur in
Prenzlauer Berg

Die wesentlichen Folgen der Restitution auf
die Gebietsentwicklung in Prenzlauer Berg
sind die zeitliche Streckung von Investitio-
nen, die Initiierung des baulichen Erneue-
rungsprozesses, die Herausbildung einer neu-
en Eigentümerstruktur und die Ökonomisie-
rung der Bodennutzung, worauf wir im Fol-
genden jeweils gesondert eingehen werden.

4.2.1 Die zeitliche Streckung von
I nvestitionen

Eine unmittelbare Auswirkung der Restitution
in dem Gebiet Prenzlauer Berg war zunächst
eine Investitionsblockade durch ungeklärte
Eigentumsverhältnisse und die daraus folgen-
den Verfügungssperren. Da in der DDR die
Mietwohnungen unter der Verfügung der
Kommunalen Wohnungsverwaltung (KWV)
gestanden hatten, blieben sie zunächst in der
Verwaltung der lokalen Wohnungsbauge-
sellschaften, in die die KWV umgewandelt
worden war. Wenn Restitutionsanträge ge-
stellt waren, durften die Wohnungsbaugesell-
schaften nur noch Investitionen zum Zwecke
der Gefahrenabwehr (also bei drohender Un-
bewohnbarkeit) tätigen, jedoch keine Wert-
verbesserungen vornehmen. Wegen der
Rechtsunsicherheit konnten in den restitu-
tionsbelasteten Häusern nicht einmal einfache
Reparaturen oder Instandsetzungen vorge-
nommen werden, falls es nicht eine formelle
Einigung mit den Antragstellern gab. Dies be-
deutete für die Bewohner eine ungewisse
Zukunft unter zum Teil extrem schlechten
Wohnbedingungen und hatte entsprechend
negative Urteile über die Restitution zur Fol-
ge. Diese Periode währte etwa bis 1993.

Mit der wachsenden Zahl von Häusern,
die — wenn sie nie formell in „Volkseigen-
turn" übertragen worden waren — aus staatli-
cher Verwaltung entlassen und far die die Ei-
gentumsverhältnisse geklärt wurden, nahm
die Investitionstätigkeit im Bezirk erheblich
zu. Grundlage dafür war in der Regel der
Verkauf des restituierten Besitzes (durch
noch lebende Eigentümer oder Erbengemein-
schaften) an eine Kapitalgesellschaft oder ei-540
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ne Eigentümergemeinschaft, die durch die
hohen Steuerersparnisse im Rahmen des
Fördergebietsgesetzes motiviert wurden, in
die Altbauten zu investieren. Ab 1993 setzte
eine Verkaufswelle ein, die sehr viele Häuser
in das Eigentum von verwertungsorientierten
Gesellschaften überführte. War zunächst der
Effekt der Restitutionsregelung also eine
Verzögerung bzw. eine Blockade von Inves-
titionen, so wirkte sie danach eher als Ver-
stärker bzw. als Beschleuniger von Investi-
tionen. Allerdings wurde diese Beschleuni-
gung nur dort wirksam, wo die Investition
ohnehin attraktiv war. In Quartieren wie
Prenzlauer Berg oder Mitte wurde durch den
Verkauf an kapitalkräftige Eigentümer eine
rasche und hohe Investition möglich, die so-
zial problematische Konsequenzen für die
Bewohner haben konnte (Häußermann/
Holm/Zunzer 1999). Wo die Lage und die
Baustruktur unattraktiv war und ist, gibt es
bis heute eine anhaltende Desinvestition, die
aber nicht mehr auf die Restitutionsregelung
selbst zurückgeführt werden kann.

4.2.2 Die bauliche Erneuerung und die
Herausbildung einer neuen
Eigentümerstruktur

Die Restitution in Prenzlauer Berg bildete
durch die umfassende Überführung des Woh-
nungsbestandes in private Hände den Aus-
gangspunkt der Stadterneuerung. Hier sind in-
zwischen ca. 40% der Altbauwohnungen mo-
dernisiert, was als Erfolg gewertet wird. Die
Restitution hat zwar den Eigentumstransfer
ermöglicht, die Anreize für die Investitionen
entstanden aber aus den Möglichkeiten des
Steuerabzugs, sie waren also kein Selbstläufer
einer privatisierten Eigentumsstruktur. Wäh-
rend einerseits die Restitution tatsächlich die
Mobilisierung privaten Kapitals initiierte und
damit den mit ihr verbundenen Erwartungen
gerecht wurde, hatte andererseits die neue
Eigentümerstruktur, in der verwertungsorien-
tierte Eigentümertypen dominierten, proble-
matische Konsequenzen. In dem untersuchten
Gebiet um den Kollwitzplatz im Bezirk Prenz-
lauer Berg sind zwischen 1991 und 1998 von
291 Grundstücken, die restituiert worden sind,
168 mindestens ein weiteres Mal verkauft

worden (ebd.: 84). Das heißt, dass die Restitu-
tion zwar zu einer Privatisierung und auch zu
einer Wiedereinsetzung früherer Eigentümer
geführt hat, dass diese aber nicht mehr in die
Rolle als historische Grundstückseigentümer
eingetreten sind. Kaum verwunderlich ist dies
für den hohen Anteil früherer jüdischer Eigen-
tümer, die entweder von den Nationalsozialis-
ten ermordet oder zur Emigration gezwungen
waren. Wenn potenzielle Erben ebenfalls
nicht mehr am Leben oder unbekannt sind,
konnte die eigens (in der Bundesrepublik
durch die alliierten Siegermächte) zu diesem
Zweck gegründete Jewish Claims Conference
against Germany (JCC) den Antrag stellen.
Sie ist bei erfolgreicher Restitution durch ihre
Verfassung gezwungen, das Grundstück zu
verkaufen und den Erlös einem Fonds für die
Opfer der Shoah zuzuführen.

4.3 „Revolution rückwärts" in
Kleinmachnow

Die Restitution in Kleinmachnow hat, beglei-
tet von einem scharfen Ost-West-Konflikt und
einer Verdrängung mancher ostdeutscher
Bewohner, zu einer sozialstrukturellen Diffe-
renzierung innerhalb der ostdeutschen Be-
wohnerschaft geführt und die teilweise Wie-
deraneignung der Gemeinde durch eine geho-
bene westdeutsche Mittelschicht ermöglicht.

4.3.1 Ost-West-Konflikt und Verdrängung

Aufgrund der Restitutionsregelung sahen
sich in der Anfangsphase viele Alteigentü-
mer dazu ermuntert, einen direkten Anspruch
auf Wiederinbesitznahrne gegenüber den da-
maligen Bewohnern zu richten. Dies führte
zu sehr unerfreulichen, zum Teil zu dramati-
schen Szenen am Gartenzaun oder an der
Wohnungstür. Die mehrheitlich aus West-
deutschland kommenden Eigentümer sind in
manchen Fällen pöbelhaft und rechtswidrig
mit ihrem Anspruch auf Wiederinbesitznah-
me aufgetreten und haben starke Emotionen
und Ängste der Bewohner geweckt (taz vom
4.1.1996 und 14.2.1996).

Die zu Beginn der 90er Jahre in den Me-
dien präsentierten umfassenden Verdrän- 541
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gungsszenarien und negativen sozialen Fol-
gen sind jedoch in quantitativer Hinsicht
nicht real geworden. Dies liegt zum einen
daran, dass durch den „redlichen Erwerb"
ungefähr genauso viele Bewohner in Klein-
machnow in ihrem Haus als Eigentümer blei-
ben konnten, wie andere Bewohner umzie-
hen mussten (Tabelle 2) und zum anderen
daran, dass erst ab 1996 rechtskonforme
Eigenbedarfskündigungen möglich waren.
Die negativen sozialen Folgen far diejenigen,
die ihr Haus verlassen mussten oder wollten,
sind mit 500 „Ausweichwohnungen", die in
zwei Siedlungen mit öffentlicher Unterstüt-
zung erbaut wurden („August- Bebe!-S ied-
lung" und „Stolper Weg"), deutlich abgefe-
dert worden. Im „Stolper Weg" entstanden
neue Eigenheime mit staatlicher Förderung —
ein Hinweis auf die politische Macht, die die
„Verlierer" mobilisieren konnten.

4.3.2 Sozialstrukturelle Differenzierung
innerhalb der ostdeutschen Bewohnerschaft

Aufgrund der spezifischen Regeln der Resti-
tution und der teilweise unterschiedlichen
vertraglichen und eigentumsrechtlichen Si-

Tabelle 2: Umfang Restitution, Auszüge
wegen Restitution und redlicher Erwerb in
Kleinmachnow (in Prozent der bebauten
Grundstücke)

Angemeldete bebaute
	

60%	 (1.912 von 3.239
Grundstücke	 Häusern)
Rticktibertragungen	 25%	 (810 Hauser)
bisher
Rückübertragungen	 30%	 (970 Häuser)
nach Abschluss des
Verfahrens
Auszüge wegen	 ca. 15%	 (500 Hauser;
Restitution
	

2000 Personen)
,redlicher Erwerb' 	 ca. 15%	 (500 Hauser;

2000 Personen)

Quellen: Kartierung der Anmeldungen vom
Mieterbund, Dokumente und Aussagen von
Experten (GeWog 2000; LaKm 2000, MbKm
2000; ARoVPM 2000), LDSB 1996, LARA
2000; eigene Berechnungen.

tuation der Kleinmachnower Bürger gab es
erhebliche Unterschiede zwischen der An-
spruchsberechtigung der ostdeutschen Be-
wohner: der eine Bewohner musste sein
1 -laus verlassen, sein Nachbar wurde Eigentü-
mer und hatte einen großen Vermögensge-
winn. Dies ist die Folge von Regelungen zur

berführung von DDR-Recht in die neue
Rechtsordnung. Zu DDR-Zeiten existierten
zwei verschiedene Formen von Eigentumsti-
teln, an die das Vermögensgesetz sehr ver-
schieden anknüpfte. Einerseits vergab man
Grundstücke aus dem Volkseigentum zusam-
men mit einem dinglichen Nutzungsrecht
(„blaue Urkunde") an die jeweiligen Nutzer,
sofern diese das Haus erwerben wollten.
Ebenso überließ die DDR Grundstücke per
Überlassungsvertrag an Nutzer, die dann ei-
nen „Quasi-Kaufpreis" zu hinterlegen hatten
und auf Lebzeiten das Grundstück oder das
Gebäude nutzen konnten. Die Entscheidung,
ob die DDR lediglich einen Überlassungs-
vertrag oder aber ein dingliches Nutzungs-
recht verlieh, war weniger vom Willen und
Interesse des Nutzers, sondern in aller Regel
von der eigentumsrechtlichen Situation des
Grundstückes abhängig: handelte es sich um
ein förmlich enteignetes Grundstück, konn-
ten „blaue Urkunden" verliehen werden; han-
delte es sich aber um ein Grundstück oder
Gebäude, das sich lediglich in staatlicher Ver-
waltung befand, konnte der an Eigentum inter-
essierte Nutzer nur einen Überlassungsvertrag
abschließen. Zu DDR-Zeiten waren diese
zwei Arten der Vergabepraxis relativ gleich-
berechtigt, in beiden Fällen waren eigentü-
merähnliche Rechte vorhanden. Heute führt
diese Vergabepraxis der DDR jedoch zu er-
heblichen Differenzierungen im Eigenheim-
bereich, denn laut Vermögensgesetz wird bei
dem dinglichen Nutzungsrecht die Rückgabe
an die alten Eigentümer ausgeschlossen. Bei
den Überlassungsverträgen dagegen müssen
die derzeitigen Nutzer das Grundstück zu 50%
des Verkehrswertes (erneut) kaufen oder aber
ausziehen (Brouer 1995).

Es waren unseren empirischen Ergebnis-
sen zufolge auch zu DDR-Zeiten kleinbür-
gerliche und aufstiegsorientierte Mittel-
schichten, die ein besonderes Interesse zeig-
ten, Eigentum am Haus zu erwerben. Teile
der DDR-Eliten verzichteten dagegen eher542
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auf den Erwerb des Eigentumstitels, zumal
dann, wenn sich bei dieser Prozedur größere
Schwierigkeiten einstellten. Dies führt zu
dem bemerkenswerten Resultat, dass gerade
ostdeutsche Mittelschichten zu Gewinnern
der Restitution wurden, während ein Teil der
kulturellen oder politischen Elite ihr Haus
verlassen musste und den Nutzungsanspruch
verloren hat. Man könnte annehmen, dass
diese unterschiedlichen Schicksale zu einem
tiefen Riss zwischen den Bewohnern Klein-
machnows geführt hätten, faktisch aber soli-
darisierten sich die Ost-Bewohner gegen die
westdeutschen Alteigentümer.

Die soziale Differenzierung in Gewinner
und Verlierer unter den Ostdeutschen spie-
gelt sich heute in der Gemeinde insofern wi-
der, als viele „Verlierer" in eine der beiden
Ausweichsiedlungen in Kleinmachnow ge-
zogen sind. Die durch Restitution verursach-
te Differenzierung hat also räumliche Gestalt
angenommen und bleibt auf diese Weise
auch in den Wahrnehmungen der Klein-
machnower präsent. Unterhalb des dominan-
ten Wahrnehmungsschemas Ost-West blei-
ben Abgrenzungen und Spannungen zwi-
schen den Bewohnern dieser beiden „Teile"
Kleinmachnows lebendig. Dabei vermuten
die in ihren Häusern verbliebenen Bewohner
in den Ausweichsiedlungen jene Lebensge-
wohnheiten und Nachbarschaftsverhältnisse,
die sie durch Neubau und den Zuzug west-
deutscher Bewohner in ihrem Umfeld gerade
verloren sehen. Sie nennen die Ausweich-
siedlungen „Ghetto der Vertriebenen" und
beneiden die Umgezogenen unterschwellig
um die Nachbarschaften und die Solidarität,
die sie dort vermuten. Umgekehrt ist das Bild
der in den Ausweichsiedlungen lebenden Be-
wohner vom „alten Kleinmachnow" das ei-
ner von Westdeutschen und Neubau domi-
nierten und entfremdeten Gemeinde. In den
Wahrnehmungsweisen wird also die soziale
Differenzierung in Gewinner und Verlierer
unter den Ostdeutschen insofern gebrochen,
als sich die neuen Eigentümer den Umgezo-
genen gegenüber keineswegs als eindeutig
superior und zufrieden und die Umgezoge-
nen den redlichen Erwerbern gegenüber
nicht als bloße Verlierer wahrnehmen.

4.3.3 Wiederaneignung Kleinmachnows
durch eine gehobene westdeutsche
Mittelschicht

Die Heftigkeit der Konflikte und die Un-
versöhnlichkeit der Ansprüche im Falle von
Kleinmachnow sind auch darauf zurückzu-
führen, dass hier tatsächlich eine Revolution
„rückabgewickelt" wurde. Angehörige von
früheren privilegierten Schichten, die obere
Mittelschicht in der Weimarer Zeit und im Na-
tionalsozialismus, waren Eigentümer der Häu-
ser in einem begehrten Wohnort. Genau die-
sen Schichten wurde in der DDR entweder die
berufliche Existenz genommen oder aber sie
standen in politischer Opposition zum neuen
Regime und traten deshalb die Flucht in den
Westen an. In den hinterlassenen Häusern, de-
ren Verlust sie zwangsläufig in Kauf nehmen
mussten, siedelten sich soziale Aufsteiger der
neuen Gesellschaftsordnung an. In Klein-
machnow wurde nach der Vereinigung eine
aus Künstlern, technischer Intelligenz, öffent-
lich Bediensteten und politischen Funktionä-
ren zusammengesetzte gehobene Mittel-
schicht mit einer Regelung konfrontiert, die
sie ihres privilegierten Status berauben und
die Privilegien ihren früheren Besitzern
zurückgeben sollten. In die regelmäßig welter-
verkauften Häuser4 der Alteigentümer sowie
in die Neubauten ziehen nun wieder Angehö-
rige einer gehobene Mittelschicht aus West-
berlin und Westdeutschland (Institut für Stadt-
forschung und Strukturpolitik 1998). Die
Wiederherstellung der Eigentumsstruktur
durch die Restitution von Eigentum hat nach
dem 40jährigen Bestehen der DDR zur Folge,
dass die in dieser Zeit entstandene Sozial-
struktur umgebaut wird, weil die neuen
Schichten, die zur DDR-Zeit zu Bewohnern
und Eigentümern der Häuser geworden sind,
nun teilweise diesen Status wieder verloren
haben. Hier stehen sich also alte und neue
Privilegierte gegenüber, der fir gewonnen ge-
haltene Klassenkampf hat nun neue Sieger.

4.4 War die Restitution gerecht?

Wie nehmen die Personen, die vor der Wen-
de in den beiden Bezirken lebten oder enga-
giert waren, die Restitution wahr? 543
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In Prenzlauer Berg wird die Restitution als
dominante Form der Privatisierung als sozial
ungerecht wahrgenommen (Glock/Keller
2001b). Die Bewertung der Restitution findet
hier im Kontext der Privatisierung statt; der
Gerechtigkeitsaspekt — die moralisch begrün-
dete Wiedergutmachung durch die Rückgabe
des Vermögenswertes an die alten Eigentü-
mer — spielt bei der Beurteilung so gut wie
keine Rolle. Die Befragten (vgl. Fußnote 3)
kritisieren die Restitution als eine Privatisie-
rungsform, in der die ostdeutschen Bewohner
in der Mehrheit strukturell benachteiligt wor-
den seien, denn diese hätten keine Möglich-
keit gehabt, die Wohnungen, in denen sie oft-
mals jahrzehntelang gelebt haben, zu erwer-
ben. Aufgrund der Historic und wegen feh-
lender Kaufkraft ostdeutscher Staatsbürger
bedeutete die Restitution bei Mietshäusern
einen Eigentumstransfer nach Westen. Eine
stärkere Mieterorientierung bei der Privati-
sierung wäre aus Sicht der Bewohner nicht
nur ökonomisch, sondern auch unter sozialen
Gesichtspunkten wünschenswert gewesen,
denn mit einer Identität von Eigentümern
und Nutzern — entsprechend dem Idealbild
der „Europäischen Stadt" (Häußermann
2001) — hätte dem einsetzenden Verlust bür-
gerschaftlicher Identität und der verstärkten
Ökonomisierung der Stadtentwicklung ent-
gegengewirkt werden können. Diese (neue)
Chance ist durch den faktischen Verlauf der
Restitution nicht genutzt worden.

In Kleinmachnow werden die normativen
Grundlagen der Restitution zwar weitgehend
als legitim anerkannt, die konkreten (Vertei-
lungs-)Regeln jedoch als ungerecht wahrge-
nommen (Glock/Keller 2001b). Die Restitu-
tion wird hier, anders als in Prenzlauer Berg,
in erster Linie an ihrem moralischen An-
spruch gemessen, der funktionale Aspekt hat
kaum eine Bedeutung. Die Legitimität der
Restitution wird von den Befragten kaum in
Zweifel gezogen („Wiedergutmachung an
sich ist eine richtige Idee"), was sich mit ei-
ner starken Eigentumsorientierung der Klein-
machnower Bewohner erklären lässt. Die
Frage, wer in seinem Haus wohnen bleiben
und Eigentümer des Hauses werden konnte
und wer umziehen musste, wurde zu einer
Art „Lotteriespiel", was den Anspruch auf
Glaubwürdigkeit der Restitution bei den be-

troffenen Ostdeutschen schwächte.
Zusätzlich werden von vielen Betroffenen
die Moralität und die Motive der
Anspruchssteller bezweifelt. Sind die mei-
sten nicht damals aus wirtschaftlichen Grün-
den weggezogen und haben ihr Eigentum
freiwillig zurückgelassen? Der moralische
Anspruch des alten Eigentümers wird nur
dann als legitim anerkannt, wenn dieser sei-
nen Eigentümerpflichten auch zu DDR-Zei-
ten nachgekommen ist. Hier wird ein Kon-
flikt zwischen verschiedenen Eigentumsauf-
fassungen deutlich. Aus der Perspektive ost-
deutscher Bewohner muss Privateigentum
offenbar auch durch ein entsprechendes ver-
antwortliches Verhalten legitimiert werden,
während diejenigen, die ihr Haus zurückha-
ben wollen, sich ausschließlich auf die for-
malen Rechtstitel stützen und in einer Ver-
wertungsorientierung keinen Makel sehen.

Wie sind die regional offensichtlich unter-
schiedlichen Wahrnehmungen der Restitu-
tionsregelung zu erklären? Ein wesentlicher
Faktor für die unterschiedlichen Wahrneh-
mungen besteht darin, welche Konfliktpartner
sich bei der Restitution gegenüberstehen. In
der Innenstadt ging es bei der Restitution um
private Ansprüche gegen Ämter und kom-
munale Wohnungsverwaltungen — im Eigen-
heimgebiet dagegen ging es um private An-
sprüche gegen private Nutzer. In dein Miets-
hausgebiet standen sich also Eigentümer und
das Amt zur Regelung offener Vermö-
gensfragen sowie die Verwaltung des Hauses
als Konfliktpartner gegenüber, in dein Eigen-
heimgebiet aber faktische und potenzielle
Nutzer. Der entscheidende Unterschied be-
steht darin, dass es im Mietshausbereich bei
der Restitution urn die ökonomisch aus-
beutbaren Verfügungsrechte, im Eigenheim-
bereich dagegen urn die tatsächlichen Nut-
zungsrechte der Immobilien ging, auch wenn
die Alteigentümer in den seltensten Fällen sel-
ber in die Häuser eingezogen sind. Bei der
Beurteilung der Restitutionsregelung im stark
heruntergekommenen und investitionsbedürf-
tigen Mietshausbestand dominierte das öko-
nomische Kalkül , während das Eigenheim in
Kleinmachnow für die Eigentümer auch ein
emotional besetztes Privileg darstellte.

Dies führt zu der Paradoxie, dass dort, wo
die Abgründe der deutschen Geschichte be-544
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rührt werden, also in der Restitution von
(Mietshaus-)Eigentum an die Opfer des Na-
ziterrors, eine vergleichsweise emotionslose
Abwicklung des Verfahrens zu beobachten
ist, während die Emotionen dort in außerge-
wöhnlichem Maße hoch gegangen sind, wo
sich Ansprüche aus der Zeit der deutschen
Teilung gegenüberstehen.

4.5 Ergebnisse der beiden ostdeutschen
Fallstudien

In Prenzlauer Berg hat die Restitution, trotz
anfänglicher Schwierigkeiten, eine effiziente
und schnelle Reprivatisierung des verstaat-
lichten Wohnungsbestandes eingeleitet. Ent-
gegen der Vorstellung, dass eine kleinteilige
Eigentümerstruktur wiederhergestellt werden
könne, hat die Restitutionsregelung zu einer
neuen, professionalisierten Eigentümerstruk-
tur geführt. Die funktionalen Ziele der Resti-
tution sind also teilweise umgesetzt worden.
Die Restitutionsregelung hat zusammen mit
den Abschreibungsmöglichkeiten im Rah-
men des Fördergebietsgesetzes zu einem gi-
gantischen Eigentumstransfer nach West-
deutschland geführt, denn die hohen Ein-
kommen, bei denen eine Investition zum
Zwecke der Steuerersparnis Sinn macht, wer-
den vor allem in Westdeutschland bezogen.
Die Ostdeutschen blieben die Mieter, West-
deutsche wurden Eigentümer. In Bezug auf
die moralische Wirkung der Restitutionsre-
gelung ist festzustellen, dass es eine materiel-
le Wiedergutmachung an die früheren, zum
großen Teil jüdischen Eigentümer faktisch
gegeben hat, dass damit allerdings nicht die
Wiederherstellung einer jüdischen Kultur
verbunden war, weil kaum ein jüdischer
Eigentümer oder Erbe tatsächlich aktiv wie-
der die Verwaltung des restituierten Hausei-
gentums übernommen hat.

In Kleinmachnow hat die Restitution nicht
zum sozialen Frieden in der Gemeinde beige-
tragen, sondern zu einem scharfen Konflikt
zwischen den westdeutschen Alteigentü-
mern/Erben und den DDR-Nutzern/Mietern
geführt. Ein beachtlicher Teil an Bewohnern
hat wegen der Restitution das Haus verlassen
müssen, wobei der Bau von Ausweichsied-
lungen in Kleinmachnow diese sozialen

Folgen deutlich abfedern konnte. Die Diffe-
renzierung in redliche Erwerber und Umge-
zogene unter den ostdeutschen Bewohnern
hat sich durch den Bau von Ausweichsied-
lungen in der Gemeinde räumlich sedimen-
tiert, und sie ist in gegenseitigen Abgrenzun-
gen zwischen diesen beiden Teilen Klein-
machnows lebendig geblieben. Konflikte und
Distinktionen bestehen in der Gemeinde al-
lerdings hauptsächlich zwischen den einer
gehobenen Mittelschicht angehörigen West-
deutschen, die sich im Gefolge der „Revolu-
tion rückwärts" Kleinmachnow wieder an-
eignen, und den in ihrem Status zurückge-
setzten ehemals privilegierten Ostdeutschen.
Hinsichtlich der moralischen Wirkung bleibt
festzuhalten, dass sich für die meisten der
ostdeutschen Betroffenen die „Wiedergut-
machung" als die Initiierung neuer Unge-
rechtigkeiten darstellt. In Kleinmachnow ha-
ben individuelle Nutzungsansprüche auf
ökonomisch wertvolle Häuser einander ge-
genübergestanden, und durch diese konflik-
treiche Konstellation wurden moralisch auf-
geladene Diskurse über das (jeweils) höhere
Recht auf Eigentum ausgelöst.

5. Die sozialen Folgen der
Restitution in Polen

Über die sozialen Folgen der Restitution in
Polen ist bisher empirisch wenig bekannt. Bis
zum März 1992 wurden 65.000 Anträge auf
Reprivatisierung gestellt, allerdings sind
Umfang, Form, Verfahren und der Kreis der
Berechtigten noch offen. Die faktische Resti-
tutionsproblematik ist in den polnischen
Städten und Regionen sehr unterschiedlich.
Umfangreiche Enteignungen im Realsozialis-
mus gab es vor allem in den Städten, die (wie
Warschau oder Breslau) im Zweiten Welt-
krieg weitgehend zerstört und dann im So-
zialismus mit verändertem Grundriss wieder
aufgebaut wurden. Aber auch in Städten wie
Lodz und Krakau, deren historische Substanz
noch sehr umfassend vorhanden ist, ist die
Restitution ein Thema, denn beide stellten
Zentren des jüdischen Lebens in Polen dar.

Im historischen Stadtzentrum und im ehe-
mals jüdischen Viertel Kazimierz von Kra- 545
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kau sind insgesamt nur 20% der Gebäude in
kommunales Eigentum überführt worden,
während der Rest in privaten Händen blieb.
Durch das Ausbleiben einer Restitutionsre-
gelung wird der bauliche Fortschritt in diesen
Beständen gebremst, denn Daten zur Stadt
Krakau zeigen, dass die bisher wenigen, ins-
gesamt 50 Rückübertragungen rasch Erneue-
rungsinvestitionen zur Folge hatten, die zu-
vor von der Kommune aus finanziellen
Gründen nicht getätigt wurden (Skapska/
Bryda/Kadylo 2001). Der Effekt auf die In-
vestitionstätigkeit insgesamt ist in Städten
mit einer Eigentumsstruktur wie Krakau da-
her als mäl3ig einzuschätzen.

Durch die flexiblen und individualisierten
Regelungen, nach denen heute verfahren
wird, wird Klientelismus gefördert, denn die
Wege, wie man in einem Restitutionsverfah-
ren rasch zum Erfolg kommt, sind oft nicht
ganz nachvollziehbar. Nicht nur das Ergeb-
nis, sondern auch das Verfahren selbst birgt
das Risiko, neue Ungerechtigkeiten zu pro-
duzieren, denn wenn sich der Stärkere bzw.
bestimmte Interessengruppen durchsetzen,
wird dies ein Faktum sein, das kaum noch
korrigiert werden kann. Tatsache ist jeden-
falls, dass ein Restitutionsprozess, der nur
über eine Klage beim Verwaltungsgericht in
Gang kommt und oft einen langjährigen, teu-
ren Prozess nach sich zieht, unter den An-
tragstellern Personen mit geringen sozialen
Ressourcen und wenig Beziehungen benach-
teiligt.

Je länger die Unklarheit und die Unent-
schiedenheit in Polen dauert, desto unwahr-
scheinlicher wird eine Lösung der Restitu-
tionsfrage, was „windfall-profits" (Bönker/
Offe 1994) zur Folge hat. Durch die anhal-
tende Unklarheit und die sich verfestigenden
Haltungen ist bereits heute eine Mehrheit far
eine bestimmte Regelung nicht mehr zu fin-
den: Während 1991 noch 64% der Bevölke-
rung für eine Restitutionsregelung waren,
sind es im Jahre 1998 nur noch 40 % gewe-
sen, 40 % jedoch lehnten nun eine Regelung
ab (Skapska/Bryda/Kadylo 1999). Ob eine
Restitutionsregelung nur von außen oktroy-
iert werden kann und ob dies im Zusammen-
hang mit dem Beitritt zur Europäischen Uni-
on der Fall sein wird, ist abzuwarten.

6. Restitution zwischen Effizienz und
Gerechtigkeit

Der Vergleich von Polen und Deutschland
zeigt, wie anspruchsvoll und schwierig es ist,
die Idee der Wiedergutmachung vergange-
nen Unrechts zu einer gerechten Praxis wer-
den zu lassen. Unter neuen gesellschaftlichen
Bedingungen muss ausgehandelt und defi-
niert werden, worin das vergangene Unrecht
besteht, welche Gruppen betroffen waren,
wer heute Anspruch auf eine Entschädigung
haben und worin sie bestehen soll. Beide
Zielsetzungen der Restitution, die „Aufarbei-
tung der Vergangenheit" sowie die Privati-
sierung, sind in sich höchst konfliktreich und
umstritten, denn mit ihrer einmal ausgehan-
delten Definition werden moralische Schuld-
zuweisungen ausgesprochen und eine Um-
verteilung von gesellschaftlichem Vermögen
eingeleitet. Außerdem geraten die beiden
Zielsetzungen bei der Umsetzung der Resti-
tution leicht miteinander in Konflikt, wenn
für die Bewohner der restituierten Häuser so-
ziale Härten entstehen und die Anspruch-
steller nicht die rechtlich geforderte Gleich-
behandlung erfahren.

In Polen stellt sich die Frage nach Gerech-
tigkeit viel grundsätzlicher als in Ostdeutsch-
land, auch wenn sie nicht im selben Maße öf-
fentliche Resonanz erfahren hat. Warum er-
hält etwa die katholische Kirche prinzipiell
ihr Grundeigentum zurück, während jüdische
Institutionen und Personen den unsicheren
Weg über Gerichte gehen müssen? Da die
Reprivatisierungen in Polen hauptsächlich
über Verwaltungsgerichte abgewickelt wer-
den, wird den Anspruchstellern eine hohe
Aktivität abverlangt, wodurch solche Antrag-
steller begünstigt werden, die über mobili-
sierbare ökonomische, soziale und politische
Ressourcen verfügen. Eine solchermaßen so-
zial selektiv wirkende Restitutionsregelung
konnte in Ostdeutschland verhindert werden,
bestand doch hier eine Amtsermittlungs-
pflicht nach der Antragstellung. Jeder, der
der Meinung war, einen Anspruch auf eine
Immobilie zu haben, und sei es noch „die
entlegenste kleine Obstwiese", meldete bei
den Amtern zur Regelung offener Vermö-
gensfragen diesen Anspruch an, ohne sich546

Beständen gebremst, denn Daten zur Stadt
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zeitlich, finanziell und personell zu sehr da-
mit beschäftigen zu müssen.

Allerdings haben bei der Umsetzung der
Restitution in Ostdeutschland die Anspruch-
steller ebenfalls sehr ungleich abgeschnitten.
Denn während der eine Anmelder das Glück
hatte, ein „Filetgrundstück" in der Innenstadt
mit einem hohen Verkehrswert zurückzuer-
halten, musste sich der Anmelder eines
Nachbargrundstücks mit einer nach dem Ein-
heitswert von 1932 berechneten sehr niedri-
gen Entschädigung begnügen, wenn der
DDR-Staat zufällig das Grundstück anders
genutzt hatte. Die Besitzer von „Mauer-
grundstücken" schließlich durften ihre
Grundstücke für den halben Verkehrswert
zurückkaufen. Eine große Ungleichheit fir
die Alteigentümer besteht darin, dass politi-
sche Flüchtlinge im Verfahren schlechter ab-
schnitten als Personen, die aus beruflichen
Gründen in den Westen gegangen sind. Denn
die Immobilien politischer Flüchtlinge wur-
den in der Regel rechtsförmig korrekt enteig-
net, während bei beruflich motiviertem Weg-
zug die verlassenen Grundstücke meist in
staatlicher Verwaltung verblieben. Wie ge-
zeigt, besteht im Einfamilienhausbereich ein
zentraler Ausschlussgrund der Restitution im
„redlichen Erwerb", und redlich erworben
werden konnten zu DDR-Zeiten nur volksei-
gene Grundstücke. Die Anmelder volkseige-
ner Grundstücke, worunter sich die politi-
schen Flüchtlinge befinden, wurden bei der
Restitution nicht nur in längere Verfahren
verwickelt als die Anmelder verwalteter Im-
mobilien, sondern bei ihnen lagen auch häu-
figer Ausschlussgründe fir die Restitution
vor, weshalb sie sich mit einer weit unter
dem Verkehrswert liegenden Entschädigung
begnügen mussten.

Der innengesteuerte Reformprozess in Po-
len hat zu einer Restitutionsregelmg geführt,
bei der einerseits zentrale Reformkräfte —
Gewerkschaften und katholische Kirche — zu
den Gewinnern zählen, andererseits jedoch
auch die realsozialistische Sozial- und Privi-
legienstruktur verfestigt wird, da der Weg
über die Verwaltungsgerichte sozial selektiv
verläuft. Der polnische Staat schreibt außer-
dem die an jüdischen Familien verübten
Verbrechen und Enteignungen noch immer
einseitig der Okkupationsmacht Nazideutsch-

land zu und will eine Eigenverantwortung
daher nicht übernehmen. Die vom Westen
oktroyierte Restitutionsregelung in Ost-
deutschland hat, neben der überfälligen ma-
teriellen Wiedergutmachung gegenüber den
im Dritten Reich Verfolgten, das Unrecht in
den Vordergrund gestellt, welches der DDR-
Staat an Flüchtlingen und Emigranten verübt
hat.

Wäre eine Entschädigungslösung, wie sie
von vielen ostdeutschen Kritikern gefordert
worden war, gerechter gewesen? Ein Hauptar-
gument gegen eine Entschädigungslösung in
Ostdeutschland waren die Kosten fir den
Staat, und natürlich ist das auch ein Haupt-
argument gegen eine Entschädigungslösung in
Polen. Auf den ersten Blick scheint es so, dass
bei einer Entschädigung die ungleiche
Behandlung der Alteigentümer in Ostdeutsch-
land umgehbar gewesen wäre, wenn man die-
se etwa nach einem festgelegten Einheitswert
entschädigt hätte. Außerdem wären die sozia-
len Härten der Restitution im Ein-/Zweifami-
lienhausbereich vermutlich vermindert wor-
den. Allerdings hätten sich bei einer Entschä-
digung andere Probleme aufgetan, die insbe-
sondere um die Frage nach dem Verhältnis
staatlich verwalteter zu volkseigenen Grund-
stücken kreisen. Die Rückgabe staatlich ver-
walteter Grundstücke nach der Wende wäre
nur durch die nachträgliche Enteignung der
noch in den Grundbüchern eingetragenen
westdeutschen Eigentümer vermeidbar gewe-
sen. Da sich diese kollektive Enteignung
kaum hätte durchsetzen lassen, wäre es, wenn
auch in einem geringeren Umfang, auch bei
einer Entschädigungslösung zu Rücküber-
tragungen von Grundstücken gekommen.
Auch das hätte zu sozialen Konflikten geführt,
und ferner wäre eine noch größere Ungleich-
behandlung von Alteigentümern eingetreten —
es sei denn, der Staat hätte die Alteigentümer
der volkseigenen Grundstücke zum Verkehrs-
wert entschädigt. Unklar wäre gewesen, wie
das funktionale Problem, die Organisation und
Finanzierung der Sanierung und Modernisie-
rung eines riesigen Altbaubestands, der ein
halbes Jahrhundert lang faktisch keine Erhal-
tungsinvestitionen erlebt hatte, hätte gelöst
werden können.

In Polen war die Nationalisierung von
Grundeigentum und die Verstaatlichung des 547
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Wohnungswesens in der kommunistischen
Periode nicht so weit vorangetrieben worden
wie in der DDR, und auch die Privatisierung
wird nach dem Ende des kommunistischen
Systems weniger konsequent betrieben. Ins-
gesamt ist das Konfliktniveau in Polen daher
zwar niedriger, aber der Prozess bringt in ei-
nem historischen Sinn nicht gerechtere Er-
gebnisse. In der DDR war die „Verwirkli-
chung des Sozialismus" radikaler, und die
Rückabwicklung ist es ebenfalls. Durch die
außengesteuerte Transformation waren die
Einflussmöglichkeiten der im sozialistischen
System entstandenen Eliten auf den Verlauf
der Restitution geringer, die Konfrontation
mit den „Rückkehrern" um so härter. Denn
obwohl es sich rechtlich um ein Land han-
delt, wurde aus ostdeutscher Sicht Vermögen
an „Fremde" gegeben, was im polnischen
Restitutionsprozess ausgeschlossen ist. Neue
Ungerechtigkeiten entstehen in beiden Fällen
— bei der prinzipiengeleiteten Korrektur ver-
gangenen Unrechts ebenso wie bei der sanf-
ten bzw. kasuistischen. Da die Zahl der ver-
mögensrechtlich Geschädigten aufgrund des
geringeren Umfangs von Enteignungen an
(noch) im eigenen Lande Lebenden in Polen
vergleichsweise niedriger war als in der
DDR, ist der durch die fehlende Restitutions-
regelung entstandene Unfrieden innenpoli-
tisch auch weniger relevant.

Anmerkungen

1 Zur Restitution im ländlichen Raum vgl.
Blacksel I/Born (2000).

2 Zu den rechtlichen Regelungen der Restitution
in Ostdeutschland vgl. Glock/Keller (2001a).

3 Empirische Basis für die Beschreibung der
Auswirkungen auf die beiden Gebiete bilden
neben gesammelten und sekundär ausgewerte-
ten quantitativen Daten und Dokumenten qua-
litative Erhebungen. Es wurden 14 Einzelinter-
views sowie zwei „focus-group"-Gespräche
mit Experten zu beiden Gebieten durchgeführt.
In Kleinmachnow befragten wir ferner mittels
halbstandardisierter Interviews 21 Bewohner
und neun Anmelder. Eine Befragung von fünf
„Engagierten" im Milieu wurde in Prenzlauer
Berg durchgeführt. Methode, Auswertung und
Ergebnisse der empirischen Forschung sind in
working-papers genauer dokumentiert; zwei

davon sind als download auf der Homepage
des Fachbereichs Stadt- und Regionalsoziolo-
gie der Humboldt-Universität unter http://
www2.hu-berlin.de/stadtsoz verfügbar.

4 Nach Expertenaussagen sind in Kleinmachnow
höchstens 5% der Alteigentümer und Erben in
das Haus selber eingezogen.
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